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Friedhofsordnung
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- mit eingearbeiteten Anderungen vom
20.05.2021



Aufgrund der §§ 12 Abs. 2, 13 Abs. 1, 15 Abs. 1, 39 Abs. 2 und 49 Abs. 3 Nr. 2 des Bestat-
tungsgesetzes in Verbindung mit den §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung fiir Baden-
Wirttemberg sowie den §§ 2, 11 und 13 des Kommunalabgabengesetzes fir Baden-
Wirttemberg hat der Gemeinderat am 07.06.2019, zuletzt geandert am 20.05.2021, die
nachstehende Friedhofsordnung beschlossen:

I. Alilgemeine Vorschriften

§1
Widmung

(1)Der Friedhof ist eine 6ffentliche Einrichtung der Stadt. Er dient der Bestattung verstorbe-
ner Einwohner und der in der Stadt verstorbenen oder tot aufgefundenen Personen ohne
Wohnsitz oder mit unbekanntem Wohnsitz Verstorbener sowie fiir Verstorbene, fir die
ein Wahlgrab nach § 12 zur Verfiigung steht. Der Friedhof dient auch der Bestattung von
Totgeburten, Fehlgeburten und Ungeborenen, falls ein Elternteil Einwohner der Stadt ist.
In einem Friedhof der Stadt kann ferner bestattet werden, wer friiher in Bénnigheim ge-
wohnt hat und seine Wohnung hier nur wegen der Aufnahme in ein auswartiges Alten-
heim oder eine dhnliche Einrichtung aufgegeben hat.

(2)Des Weiteren kénnen auch auswartige Verstorbene in einem Friedhof der Stadt beige-
setzt werden, sofern keine wichtigen Grinde entgegenstehen.

(3)Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die Vorschriften Gber die Bestattung auch fir
die Beisetzung von Aschen.

(4)Das Gemeindegebiet wird in folgende Bestattungsbezirke eingeteilt:

a) Bestattungsbezirk des Friedhofs Bonnigheim; er umfasst das Gebiet des Stadtteils Bon-
nigheim.

b) Bestattungsbezirk des Friedhofs Hofen; er umfasst das Gebiet des Stadtteils Hofen.

c) Bestattungsbezirk des Friedhofs Hohenstein; er umfasst das Gebiet des Stadtteils Ho-
henstein.

Die Verstorbenen sind auf dem Friedhof des Bestattungsbezirks zu bestatten bzw. beizu-
setzen, in dem sie zuletzt ihren Wohnsitz hatten, sofern sie nicht bei ihrem Tod ein Recht
auf Bestattung bzw. Beisetzung in einer bestimmten Grabstatte eines anderen Friedhofs
hatten. Die Stadt kann Ausnahmen zulassen.

Il. Ordnungsvorschriften

§2
Offnungszeiten

(1)Der Besuch der Friedhofe ist von Tagesanbruch bis zum Einbruch der Dammerung be-
grenzt.

(2)Die Stadt kann das Betreten des Friedhofs oder einzelner Friedhofsteile aus besonderem
Anlass voriibergehend untersagen.



§3
Verhalten auf dem Friedhof

(1)Jeder hat sich auf dem Friedhof der Wiirde des Ortes entsprechend zu verhalten. Die An-
ordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.
(2)Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet:

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, ausgenommen Kinderwagen und Roll-
stiihlen sowie Fahrzeugen der Stadt und der fir den Friedhof zugelassenen Gewerbe-
treibenden,

b) wahrend einer Bestattung oder einer Gedenkfeier in der Ndhe Arbeiten auszufiihren,

c) die Friedhofe und ihre Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu beschadi-
gen sowie Rasenflachen und Grabstatten unberechtigterweise zu betreten,

d) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde,

e) Abraum und Abfalle auRerhalb der dafiir bestimmten Stellen abzulagern,

f) Waren und gewerbliche Dienste anzubieten,

g) Druckschriften zu verteilen.

Ausnahmen kénnen zugelassen werden, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und
der Ordnung auf ihm zu vereinbaren sind.
(3) Totengedenkfeiern auf dem Friedhof bedirfen der Zustimmung der Stadt. Sie sind spates-
tens vier Tage vorher anzumelden.

§4
Gewerbliche Betitigung auf dem Friedhof

(1)Bildhauer, Steinmetze, Gartner und sonstige Gewerbetreibende bediirfen fir die Tatigkeit
auf dem Friedhof der vorherigen Zulassung durch die Stadt. Sie kann den Umfang der Ta-
tigkeiten festlegen.

(2)Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die fachkundig, leistungsfahig und zu-
verlassig sind. Die Stadt kann fiir die Prifung der Fachkunde, Leistungsfahigkeit und Zuver-
lassigkeit geeignete Nachweise verlangen, insbesondere dass die Voraussetzungen fir die
Ausibung der Tatigkeit nach dem Handwerksrecht erfiillt werden. Die Zulassung erfolgt
durch Ausstellung eines Berechtigungsscheins; dieser ist den aufsichtsberechtigten Perso-
nen der Stadt auf Verlangen vorzuzeigen. Die Zulassung wird auf 5 Jahre befristet.

(3)Die Gewerbetreibenden und ihre Beauftragten haben die Friedhofsordnung und die dazu
ergangenen Regelungen zu beachten.

(4)Die Gewerbetreibenden dirfen die Friedhofswege nur zur Ausiibung ihrer Tatigkeit und
nur mit geeigneten Fahrzeugen befahren. Werkzeuge und Materialien dirfen auf dem
Friedhof nur voriibergehend oder nur an den dafiir bestimmten Stellen gelagert werden.
Bei Beendigung der Arbeit sind die Arbeits- und Lagerplatze wieder in den friheren Zu-
stand zu bringen.

(5)Gewerbetreibenden, die gegen die Vorschriften der Absatze 3 und 4 verstoRRen, oder bei
denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, kann
die Stadt die Zulassung auf Zeit oder auf Dauer zuriicknehmen oder widerrufen.



(6)Das Verfahren nach Abs. 1 und 2 kann Gber einen Einheitlichen Ansprechpartner im Sinne
des Gesetzes (iber Einheitliche Ansprechpartner fir das Land Baden-Wirttemberg abge-
wickelt werden; § 42a und §§ 71a bis 71e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in
der jeweils geltenden Fassung finden Anwendung.

lll. Bestattungsvorschriften

§5
Allgemeines

(1)Bestattungen sind unverziglich nach Eintritt des Todes bei der Stadt anzumelden. Wird
eine Bestattung in einer friiher erworbenen Wahlgrabstdtte beantragt, so ist auf Verlan-
gen der Stadt das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(2)Die Stadt setzt Ort und Zeit der Bestattung fest und berticksichtigt dabei die Wiinsche der
Hinterbliebenen und der Geistlichen.

§6
Sarge

Sarge diirfen hochstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmals 0,65 m breit sein. Sind in
besonderen Fallen groRere Sarge erforderlich, so ist die Zustimmung der Stadt einzuholen.

§7
Ausheben der Graber

(1) Die Stadt lasst die Graber ausheben und zufillen.
(2)Die Tiefe der einzelnen Graber betrdgt von der Erdoberflache (ohne Higel) bis zur Ober-
kante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,20 m.

§8
Ruhezeit

(1) Die Ruhezeit bis zur Wiederbelegung eines Grabes betragt
a) beiKindern bis zu 6 Jahren und Urnen: 15 Jahre
b) bei Personen liber 6 Jahre: 20 Jahre
jeweils vom Beerdigungstag abgerechnet.

(2)Abweichend von der Regelung in Abs. 1 betragt die Ruhezeit bis zur Wiederbelegung ei-
nes Grabes auf dem im Jahr 1985 in Betrieb genommenen oberen Friedhofsteil in Hohen-
stein

a) bei Kindern bis zu 6 Jahren und Urnen: 15 Jahre
b) bei Personen liber 6 Jahre: 25 Jahre
jeweils vom Beerdigungstag abgerechnet.



§9
Umbettungen

(1)Umbettungen von Verstorbenen und Aschen bediirfen, unbeschadet sonstiger gesetzli-
cher Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Stadt. Bei Umbettungen von Verstor-
benen wird die Zustimmung nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, in den ersten 8
Jahren der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden 6ffentlichen Interesses oder eines
besonderen Hartefalls erteilt. Umbettungen aus einem Reihengrab in ein anderes Reihen-
grab oder aus einem Urnenreihengrab in ein anderes Urnenreihengrab sind innerhalb der
Stadt nicht zuldssig. Die Stadt kann Ausnahmen zulassen.

(2)Nach Ablauf der Ruhezeit aufgefundene Gebeine (Uberreste von Verstorbenen) und Ur-
nen mit Aschen Verstorbener dirfen nur mit vorheriger Zustimmung der Stadt in belegte
Grabstatten umgebettet werden.

(3)Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen aus einem
Reihengrab oder einem Urnenreihengrab der Verfligungsberechtigte, bei Umbettungen
aus einem Wahlgrab oder einem Urnenwahlgrab der Nutzungsberechtigte.

(4)In den Fallen des § 26 Abs. 1 Satz 3 und bei Entziehung von Nutzungsrechten nach § 26
Abs. 1 Satz 4 kdnnen aufgefundene Gebeine (Uberreste von Verstorbenen) und Urnen mit
Aschen Verstorbener, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in ein
Reihengrab oder ein Urnengrab umgebettet werden. Im Ubrigen ist die Stadt bei Vorlie-
gen eines zwingenden 6ffentlichen Interesses berechtigt, Umbettungen vorzunehmen.

(5)Umbettungen fihrt die Stadt durch. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung.

(6)Die Kosten der Umbettung haben die Antragsteller zu tragen. Dies gilt auch fir den Ersatz
von Schaden, die an benachbarten Grabstdtten und an Anlagen durch eine Umbettung
entstehen, es sei denn, es liegt ein Verschulden der Stadt vor.

(7)Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

IV. Grabstatten

§10
Allgemeines

(1) Die Grabstatten sind im Eigentum des Friedhoftragers. An ihnen kdnnen Rechte nur nach
dieser Ordnung erworben werden.
(2) Auf den Friedhofen werden folgende Arten von Grabstatten zur Verfligung gestellt:
a) Reihengraber,
b) Urnenreihengraber,
c) Wahlgraber,
d) Urnenwahlgraber
e) Kindergraber
besondere Grabstatten
f) Urnenwandreihengrab
g) Urnenwandwahlgrab
h) Urnengartenreihengrab
i) Urnengartenwahlgrab
j) anonyme Urnengraber
k) Ehrengrabmalstatte



[) Urnenbaumreihengrab
m) Urnenbaumwabhlgrab

(3) Ein Anspruch auf Uberlassung einer Grabstitte in bestimmter Lage sowie auf die Unver-
anderlichkeit der Umgebung besteht nicht.

(4) Grifte und Grabgebéaude sind nicht zugelassen.

(5) Die Berechtigten haben alle normalen Beeintrachtigungen durch Friedhofsbaume und
Anpflanzungen zu dulden.

(6) Den Verfugungsberechtigten (Reihengrab) und dem Nutzungsberechtigten (Wahlgrab)
obliegen insbesondere die Pflichten zur Unterhaltung, Raumung und Pflege der Grabstat-
ten (§§ 18ff Friedhofsordnung)

§11
Reihengraber

(1)Reihengraber sind Grabstatten fir Erdbestattungen, fir die Bestattung von Fehlgeburten
und Ungeborenen und fiir die Beisetzung von Aschen, die der Reihe nach belegt und im
Todesfall fur die Dauer der Ruhezeit zugeteilt werden. Eine Verlangerung der Ruhezeit ist
nicht moglich. Verfliigungsberechtigter ist — sofern keine andere ausdriickliche Festlegung
erfolgt — in nachstehender Reihenfolge
a) wer fur die Bestattung sorgen muss (§ 31 Abs. 1 Bestattungsgesetz),

b) wer sich dazu verpflichtet hat,
c) derInhaber der tatsachlichen Gewalt.

(2)Auf dem Friedhof werden ausgewiesen:

a) Reihengrabfelder fiir Verstorbene bis zum vollendeten 6. Lebensjahr,
b) Reihengrabfelder fiir Verstorbene vom vollendeten 6. Lebensjahr ab.

(3)In jedem Reihengrab wird nur ein Verstorbener beigesetzt. Die Stadt kann Ausnahmen
zulassen, sofern die Ruhezeit der vorher beigesetzten Urne nicht liberschritten wird.

(4)Ein Reihengrab kann auch nach Ablauf der Ruhezeit nicht in ein Wahlgrab umgewandelt
werden. Bei Kindergrabern ist eine einmalige Verlangerung der Nutzungszeit um maximal
10 Jahre zuldssig.

(5)Das Abrdaumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeit
wird drei Monate vorher ortsiiblich oder durch Hinweise auf dem betreffenden Grabfeld
bekanntgegeben.

§12
Wabhlgraber

(1)Wahlgraber sind Grabstatten fiir Erdbestattungen, fir die Bestattung von Fehlgeburten
und Ungeborenen und die Beisetzung von Aschen, an denen ein 6ffentlich-rechtliches
Nutzungsrecht verliehen wird. Das Nutzungsrecht wird durch Verleihung begriindet. Nut-
zungsberechtigter ist die durch die Verleihung bestimmte Person.

(2)Nutzungsrechte an Wahlgriabern werden auf Antrag auf die Dauer von 30 Jahren (Nut-
zungszeit) verliehen. Sie kdnnen nur anlasslich eines Todesfalls erstmals verliehen werden.
Die erneute Verleihung eines Nutzungsrechts ist nur auf Antrag moglich.

(3)Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der Grabnutzungsgebihr. Auf Wahlgréber, bei



denen die Grabnutzungsgebiihr fiir das Nutzungsrecht nicht bezahlt ist, sind die Vorschrif-
ten (iber Reihengraber entsprechend anzuwenden.

(4)Ein Anspruch auf Verleihung oder erneute Verleihung von Nutzungsrechten besteht nicht.

(5)Wahlgraber konnen einstellige Tiefgraber, zweistellige Einfachgraber oder zweistellige
Tiefgraber sein. In einem Tiefgrab sind bei gleichzeitig laufenden Ruhezeiten nur zwei Be-
stattungen Ubereinander zuldssig.

(6)Wahrend der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die
Nutzungszeit nicht Gbersteigt oder ein Nutzungsrecht mindestens fiir die Zeit bis zum Ab-
lauf der Ruhezeit erneut verliehen worden ist.

(7)Der Nutzungsberechtigte soll fir den Fall seines Ablebens seinen Nachfolger im Nutzungs-
recht bestimmten. Dieser ist aus dem nachstehend genannten Personenkreis zu benen-
nen. Wird keine Regelung getroffen, so geht das Nutzungsrecht in nachstehender Reihen-
folge auf die Angehdrigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung
uber
a) auf die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den Lebenspartner,

b) auf die Kinder,

c) auf die Stiefkinder,

d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Vater oder Mitter,

e) aufdieEltern,

f) auf die Geschwister,

g) auf die Stiefgeschwister,

h) auf die nicht unter a. bis g. fallenden Erben.

Innerhalb der einzelnen Gruppen b) bis d) und f) bis h) wird jeweils der Alteste nutzungs-
berechtigt.

(8)Der Nutzungsberechtigte kann mit Zustimmung der Stadt das Nutzungsrecht auf eine der
in Absatz 7 Satz 3 genannten Personen Ubertragen.

(9)Der Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofsordnung und der dazu ergangenen
Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstdtte bestattet zu werden und Uber die Bestattung
sowie (iber die Art der Gestaltung und Pflege der Grabstéatte zu entscheiden. Verstorbene,
die nicht zu dem Personenkreis des Absatzes 7 Satz 3 gehoren, dirfen in der Grabstéatte
nicht bestattet werden. Die Stadt kann Ausnahmen zulassen.

(10)Auf das Nutzungsrecht kann jederzeit nach Ablauf der letzten Ruhezeit verzichtet werden.

(11)Mehrkosten, die der Stadt beim Ausheben des Grabes zu einer weiteren Bestattung durch
die Entfernung von Grabmalen, Fundamenten und sonstigen Grabausstattungen entste-
hen, hat der Nutzungsberechtigte zu erstatten, falls er nicht selbst rechtzeitig fiir die Be-
seitigung dieser Gegenstande sorgt.

(12)In eine Erdgrabstatte kénnen neben zwei Erdbestattungen (im Sarg) bis zu zwei Urnen
beigesetzt werden. Sollte keine Erdbestattung erfolgen, kbnnen bis zu vier Urnen beige-
setzt werden. Die Hinzubettung einer Urne ist nur dann zuldssig, wenn das Nutzungsrecht
noch bis zum Ablauf der Ruhezeit der Urne besteht oder mindestens bis dahin erneut ver-
liehen wird. Ab der dritten Bestattung oder Beisetzung in ein Erdgrab werden jeweils zum
Zeitpunkt der weiteren Urnen- oder Erdbestattung fiir jede Hinzubettung die entspre-
chenden fallbezogen Gebuhren fllig.

(13)In einer zweistelligen Tiefgrabstadtte konnen neben vier Erdbestattungen (im Sarg) bis zu
vier Urnen beigesetzt werden. Sollte keine Erdbestattung erfolgen, kdnnen bis zu acht Ur-
nen beigesetzt werden. Die Hinzubettung einer Urne ist nur dann zuldssig, wenn das Nut-
zungsrecht noch bis zum Ablauf der Ruhezeit der Urne besteht oder mindestens bis dahin
erneut verliehen wird. Ab der flinften Bestattung oder Beisetzung in ein Erdgrab werden



jeweils zum Zeitpunkt der weiteren Urnen- oder Erdbestattung fiir jede Hinzubettung die
entsprechenden fallbezogen Gebiihren fallig.

§13
Urnenerdgraber

(1) Urnenerdreihen- und Urnenerdwahlgraber sind Aschengrabstatten als Urnenstatten in
Grabfeldern, die ausschlieBlich der Beisetzung von Aschen Verstorbener dienen. Die Nut-
zungsrechte an Urnenwahlgraber werden, abweichend von § 12 Abs. 2, auf die Dauer von
20 Jahren (Nutzungszeit) verliehen.

(2)In einem Urnenreihengrab kénnen mehrere Urnen beigesetzt werden, sofern die Ruhezeit

der vorher beigesetzten Urne nicht Gberschritten wird.

(3)Die Anzahl der Urnen, die in einem Urnenerdgrab beigesetzt werden kdnnen, richtet sich
nach der GroRe der Aschengrabstatte; zuldssig sind zwei bis vier Urnen je nach Grabart.
Ab der dritten Beisetzung in ein Urnenerdwahlgrab werden jeweils zum Zeitpunkt der wei-
teren Beisetzung fir jede Hinzubettung die entsprechenden fallbezogenen Gebliihren fal-
lig.

(4)Soweit sich aus der Friedhofsordnung nichts anderes ergibt, gelten die Vorschriften fir
Reihen- und Wahlgraber entsprechend fir Urnenstatten.

§14
Urnenwandgraber

(1)Urnenwandreihen- und Urnenwandwahlgraber sind Aschengrabstatten als Nischen in
Mauern, Kolumbarien, Urnenwande oder Stelen, die ausschlieBlich der Beisetzung von
Aschen Verstorbener dienen. Die Nutzungsrechte an Urnenwahlgraber werden, abwei-
chend von § 12 Abs. 2, auf die Dauer von 20 Jahren (Nutzungszeit) verliehen.

(2)In einem Urnenwandwahlgrab sind bis zu zwei Beisetzungen zuldssig.

(3)Fur die Urnenwandgraber sind die Gestaltungsvorschriften nach §& 20 Friedhofsordnung zu
beachten.

(4)Soweit sich aus der Friedhofsordnung nichts anderes ergibt, gelten die Vorschriften fur
Reihen- und Wahlgraber entsprechend fiir Urnenstatten.

§15
Urnengartengrdber

(1)Urnengartenreihen- und Urnengartenwahlgraber sind Aschengrabstatten in eine von der
Stadt gartnerisch gepflegte Grabanlage, die ausschlieBlich der Beisetzung von Aschen
Verstorbener dienen. Die Nutzungsrechte an Urnenwahlgraber werden, abweichend von
§ 12 Abs. 2, auf die Dauer von 20 Jahren (Nutzungszeit) verliehen.

(2)In einem Urnengartenwahlgrab sind bis zu zwei Beisetzungen zulassig.

(3)Fur die Urnengartengraber sind die Gestaltungsvorschriften nach §§ 20 und 25 Friedhofs-
ordnung zu beachten.

(4)Soweit sich aus der Friedhofsordnung nichts anderes ergibt, gelten die Vorschriften fir
Reihen- und Wahlgraber entsprechend fir Urnenstatten.



§16
Anonyme Urnenrasengriaber

(1)Anonyme Urnenrasengraber sind Aschengrabstdtten als Urnenstatten in Grabfeldern, die
ausschlieBlich der anonymen Beisetzung von Aschen Verstorbener dienen.

(2)Auf den anonymen Urnengrabern wird eine durchgehende Rasenflache angelegt, die von
der Stadt, zusammen mit den allgemeinen Rasenflachen des Friedhofes, unterhalten wird.

(3)Das Anbringen eines Grabmals, einer Bepflanzung oder sonstiger Grabausstattungen ist
nicht gestattet.

§17
Ehrengraber

Nach Ende der Ruhe- bzw. Nutzungszeit der Grabstatten von Ehrenblirgern, Altblrgermeis-
tern oder verdienten Personlichkeiten der Stadt (durch separaten Beschluss des Gemeindera-
tes) konnen auf Antrag des Verfligungsberechtigten oder Nutzungsberechtigten die Grabma-
le auf ein hierfir eingerichtete Grabfeld versetzt werden. Die Kosten fiir die Versetzung, Un-
terhaltung und Pflege dieses Grabfeldes Gbernimmt die Stadt.

§17a
Urnenbaumgraber

(1)Urnenbaumreihen- und Urnenbaumwahlgrdber sind Aschengrabstitten in eine von der
Stadt gartnerisch gepflegte Grabanlage, die ausschlielich der Beisetzung von Aschen
Verstorbener dienen. Die Nutzungsrechte an Urnenwahlgriaber werden, abweichend von §
12 Abs. 2, auf die Dauer von 20 Jahren (Nutzungszeit) verliehen.

(2)Die Anzahl der Urnen, die in einem Urnenbaumwahlgrab beigesetzt werden kdonnen, rich-
tet sich nach der GroBe der Aschengrabstatte; zuldssig sind zwei bis vier Urnen je nach
Grab-gréRe. Ab der dritten Beisetzung in ein Urnenbaumwahlgrab werden jeweils zum
Zeitpunkt der weiteren Beisetzung fur jede Hinzubettung die entsprechenden fallbezoge-
nen Gebihren fallig.

(3)Fur die Urnenbaumgraber sind die Gestaltungsvorschriften nach §§ 20 und 25 Friedhofs-
ordnung zu beachten.

(4)Soweit sich aus der Friedhofsordnung nichts anderes ergibt, gelten die Vorschriften fur
Reihen- und Wahlgraber entsprechend fiir Urnenstatten.

V. Grabmale und sonstige Grabausstattungen

§18
Auswahlmaoglichkeiten

(1)Auf dem Friedhof werden Grabfelder ohne Gestaltungsvorschriften und Grabfelder mit
Gestaltungsvorschriften eingerichtet.

(2)Es besteht die Moglichkeit, eine Grabstatte in einem Grabfeld mit oder in einem Grabfeld
ohne besondere Gestaltungsvorschrift zu wahlen. Wird von dieser Wahlmoglichkeit (bei



Anmeldung der Bestattung) kein Gebrauch gemacht, so erfolgt die Beisetzung in einem
Grabfeld mit besonderen Gestaltungsvorschriften.

(3)Die Die Abteilungen ohne besondere Gestaltungsvorschriften der einzelnen Friedhofe sind
in Anlage 2 ersichtlich. In diesen Grabfeldern besteht kein Anspruch auf die Bestattungs-
formen nach § 10 Abs. 2 a) bis b) und e) bis m).

§19
Allgemeiner Gestaltungsgrundsatz

(1)Grabmale und sonstige Grabausstattungen miissen der Wirde des Friedhofs in seinen
einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage entsprechen.

(2)In allen Grabfeldern missen nach Ablauf der Frist in § 21 Abs.1 Satz 2 Grabmale errichtet
werden.-Ausgenommen sind hiervon die anonymen Grabfelder.

(3)Soweit die Stadt die Grabzwischenwege in den einzelnen Grabfeldern mit Trittplatten be-
legt, sind sie ein Teil der 6ffentlichen Einrichtung Friedhof. Diese werden von der Stadt im
Rahmen der allgemeinen Verkehrssicherungspflicht unterhalten.

§20
Grabfelder mit Gestaltungsvorschriften

(1)Grabmale und sonstigen Grabausstattungen in Grabfeldern mit Gestaltungsvorschriften
miussen in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und Anpassung an die Umgebung erhéhten An-
forderungen entsprechen.

(2)Auf den Grabstatten sind insbesondere nicht zuldssig, Grabmale
a) aus Gips
b) mit Farbanstrich auf Stein,

c) mit Lichtbildern mit einer GréRe von mehr als 100cm?

(3)Auf den Grabstatten sind bis zur Errichtung eines Grabmals provisorische Grabmale aus
Holz aufzustellen. Ausgenommen sind hiervon die anonymen Grabfelder.

(4)Far die Grabmale dirfen nur wetterbestdndige Materialien verwendet werden. Glasbe-
standteile sind aus Sicherheitsglas zu fertigen.

(5)Auf Erdgrabstatten sind Grabmale bis zu folgenden GrofRen zuldssig:

a) auf Kindergrabern bis zu einer Hohe von 0,80m

b) auf Erdgrébern bis zu einer Hohe von 1,30 m
c) auf Urnengrabern bis zu einer Héhe von 0,80 m
gemessen von der Oberkante der Grabeinfassungsplatten.

(6)Die (stehenden) Grabmale diirfen auf einstelligen Grabstatten eine Breite von 0,80 m, auf
zweistelligen Grabstdtten eine Breite von 1,40 m und bei Kinder- und Urnengraber eine
Breite von 0,50 m nicht Gberschreiten.

(7)Stehenden Grabmale sind im oberen Viertel der Grabstatte zu platzieren

(8)Grabmale, Grabeinfassungen und sonstige Grabausstattungen dirfen nicht iber die Grab-
statte hinausragen. Die Male der einzelnen Grabstatten sind einzuhalten.



(9) Abs. 8 gilt auch sinngemal fiir die Fundamente. Fundamente sind so tief zu platzieren,
dass sie, insbesondere durch die natiirliche Setzung des Erdreiches, im Laufe der Ruhezeit
bzw. Nutzungszeit nicht zum Vorschein kommen kdnnen.

(10)Firmenbezeichnungen dirfen nur unauffillig und nicht auf der Vorderseite des Grabmals
angebracht werden. Ebenso gilt dies flir das Anbringen von QR-Codes.

(11) An den Urnenwanden sowie im Urnengarten und im Urnenbaumgrabfeld wird nur vo-
ribergehend in geringfligigem Umfang Grabschmuck (z.B. Kerzen, Schmuckblumen, etc.)
zum Gedenken der Verstorbenen geduldet. Sollte dieser Grabschmuck die Pflegearbeiten
der Stadt oder von ihr beauftragte Dritte beeintrachtigen, werden diese Gegenstdnde oh-
ne vorherige Ankiindigung entschadigungslos entfernt. Die Stadt behilt es sich vor, die
Entfernung der Gegenstande im wochentlichen Rhythmus durchzufiihren.

(12) Das Betreten der Erdhiigel sowie die Ablage von Grabschmuck (z.B. Kerzen, Schmuckblu-
men, etc.) auf den Erdhigeln oder Grabsteinen des Urnengartens sind nicht gestattet.
Auch eine Erweiterung / Verdnderung der Bepflanzung durch die Hinterbliebenen ist un-
tersagt. Die Verschlussplatten der Urnennischen in der Wand und Grabkammern im Ur-
nenbaumgrabfeld werden ausschlieBlich durch die Stadt zur Verfligung gestellt.

(13)Im Urnengarten werden die Urnen nach einem vorgegebenen Raster beigesetzt. Als
Grabmale fur den Urnengarten sind ausschlieBlich rundliche Findlings-Steine in der GréRe
von ca. 60 x 40 x 20cm (LxBxH) zu verwenden. Diese werden ausschlieBlich durch die Stadt
zur Verfugung gestellt. Hierbei sind keine aufgesetzten Symbole sowie sonstigem Grab-
schmuck gestattet. Die Schriftart ist freigestellt. Eine Spannbreite von 35mm bis 50mm
sollte eingehalten werden.

§21
Genehmigungserfordernis

(1)Die Errichtung von Grabmalen und Verschlussplatten bedarf der vorherigen schriftlichen
Genehmigung der Stadt. Ohne Genehmigung sind bis zur Dauer von zwei Jahren nach der
Bestattung oder Beisetzung provisorische Grabmale aus Holz bis zur Grof3e von 15 mal 30
c¢cm und Holzkreuze zulassig.

(2)Dem Antrag ist die Zeichnung liber den Entwurf des Grabmals im Mal3stab 1:10 zweifach
beizufligen. Dabei ist das zu verwendende Material, seine Bearbeitung, der Inhalt und die
Anordnung der Schrift, der Ornamente und Symbole sowie die Fundamentierung anzuge-
ben. Soweit erforderlich, kann die Stadt Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und der
Symbole im MaRstab 1:1 unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung und der Form
verlangen. In besonderen Fallen kann die Vorlage eines Modells oder das Aufstellen einer
Attrappe auf der Grabstatte verlangt werden.

(3)Die Errichtung aller sonstigen Grabausstattungen bedarf ebenfalls der vorherigen schriftli-
chen Genehmigung der Stadt. Absatz 2 gilt entsprechend.

(4)Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige Grabausstattung nicht
innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Genehmigung errichtet worden ist.

(5)Die Grabmale sind so zu liefern, dass sie vor ihrer Aufstellung von der Stadt Uberpriift
werden kdnnen.

(6)Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn alle Voraussetzungen dieser Friedhofsordnung
erflllt werden.



§22
Standsicherheit

Grabmale und sonstige Grabausstattungen missen standsicher sein. Sie sind ihrer GroRRe
entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks zu fundamentieren
und zu befestigen. Steingrabmale miissen aus einem Stiick hergestellt sein und diirfen fol-
gende Mindeststarken nicht unterschreiten:

Stehende Grabmale

bis 1,20 m Hohe: 14 cm,

bis 1,40 m Hohe: 16 cm,

ab 1,40 m H6he: 18 cm.

Grabmale und Grabeinfassungen diirfen nur von fachkundigen Personen (i.d.R. Bildhauer,
Steinmetze) errichtet werden.

§23
Unterhaltung

(1)Die Grabmale und die sonstigen Grabausstattungen sind dauernd in wiirdigem und ver-
kehrssicherem Zustand zu halten und entsprechend zu lberprifen. Verantwortlich dafir
ist bei Reihengrabstatten und Urnenreihengrabstdtten der Verfiigungsberechtigte, bei
Wahlgrabstatten und Urnenwahlgrabstatten der Nutzungsberechtigte.

(2)Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen und sonstigen Grabausstattungen gefahrdet,
so sind die fir die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverziglich Abhilfe zu
schaffen. Bei Gefahr im Verzug kann die Stadt auf Kosten des Verantwortlichen Siche-
rungsmafBnahmen (z.B. Absperrungen, Umlegung von Grabmalen) treffen. Wird der ord-
nungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Stadt nicht innerhalb einer je-
weils festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, so ist die Stadt berechtigt, dies auf
Kosten des Verantwortlichen zu tun oder nach dessen Anhorung das Grabmal oder die
sonstige Grabausstattung zu entfernen. Die Stadt bewahrt diese Sachen drei Monate auf.
Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so genligt ein
sechswochiger Hinweis auf der Grabstatte.

§24
Entfernung

(1)Grabmale, Fundamente und sonstige Grabausstattungen diirfen vor Ablauf der Ruhezeit
oder des Nutzungsrechts nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Stadt von der
Grabstatte entfernt werden. Die Zustimmung wird nur bei Vorliegen eines wichtigen
Grundes, in den letzten 5 Jahren der Ruhezeit erteilt.

(2)Wird eine Grabstatte vor Ablauf der Ruhezeit gerdumt, so wird die Grabstatte fiir die rest-
liche Ruhezeit von der Stadt gepflegt. Hierflr wird eine entsprechende Gebiihr erhoben.
(3)Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die sonstigen
Grabausstattungen zu entfernen. Wird diese Verpflichtung trotz schriftlicher Aufforderung
der Stadt innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist nicht erfillt, so
kann die Stadt die Grabmale und die sonstigen Grabausstattungen im Wege der Ersatz-
vornahme nach dem Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz selbst entfernen; § 23 Abs. 2



Satz 5 ist entsprechend anwendbar. Die Stadt bewahrt diese Sachen drei Monate auf.
(4)Die abgeraumte Grabstatte ist der Friedhofsverwaltung zeitnah anzuzeigen.
(5)Die Grabstatten der Urnengarten und Urnenwanden werden ausschlieflich von der Stadt
geraumt.

VI. Herrichten und Pflege der Grabstatte

§25
Allgemeines

(1)Alle Grabstdtten missen der Wirde des Ortes entsprechend hergerichtet und dauernd
gepflegt werden. Verwelkte Blumen und Krdanze sind von den Grabstatten zu entfernen
und an den dafir vorgesehenen Platzen abzulagern.

(2)Die Hohe und die Form der Grabhigel und die Art ihrer Gestaltung sind dem Gesamtcha-
rakter des Friedhofs, den besonderen Charakter des Friedhofsteils und der unmittelbaren
Umgebung anzupassen. Bei Plattenbeldgen zwischen den Grabern diirfen die Grabbeete
nicht héher als die Platten sein. Die Grabstatten diirfen nur mit solchen Pflanzen bepflanzt
werden, die andere Grabstatten und die offentlichen Anlagen nicht beeintrachtigen.

(3)Fur das Herrichten und fiir die Pflege der Grabstatte hat der nach § 23 Abs. 1 Verantwort-
liche zu sorgen. Die Verpflichtung erlischt erst mit dem Ablauf der Ruhezeit bzw. des Nut-
zungsrechts.

(4)Die Grabstatten miissen innerhalb von sechs Monaten nach Belegung hergerichtet sein.

(5)Die Grabstatten sind nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts abzurdumen. § 24
Abs. 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(6)Das Herrichten, die Unterhaltung und jede Verdanderung der gartnerischen Anlagen au-
Rerhalb der Grabstatten obliegt ausschliellich der Stadt. Verfligungs- bzw. Nutzungsbe-
rechtigte sowie die Grabpflege tatsachlich vornehmenden Personen sind nicht berechtigt,
diese Anlagen der Stadt zu verandern.

(7)In Grabfeldern mit Gestaltungsvorschriften (§ 20) ist die gesamte Grabflache zu bepflan-
zen. lhre gartnerische Gestaltung muss den erhéhten Anforderungen entsprechen und auf
die Umgebung abgestimmt werden; nicht zugelassen sind insbesondere Baume und
grolRwiichsige Straucher, Grabgebinde aus kiinstlichen Werkstoffen und das Aufstellen von
Banken.

(8)Der Urnengarten und das Urnenbaumgrabfeld sind von der Stadt gartnerisch gepflegte
Grabanlagen. Die Herrichtung und Pflege der Grabanlagen sowie der einzelnen Grabern
ob-liegt allein der Stadt. Mit dem Erwerb des Grabrechtes wird das Nutzungsrecht und die
voll-standige Pflege fiir die Grabanlage Uber die gesamte Nutzungszeit erworben.

§26
Vernachldssigung der Grabpflege

(1)Wird eine Grabstatte nicht hergerichtet oder gepflegt, so hat der Verantwortliche (§ 23
Absatz 1) auf schriftliche Aufforderung der Stadt die Grabstatte innerhalb einer jeweils
festgesetzten angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist der Verantwortliche nicht
bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so genligt ein dreimonatiger Hinweis auf
der Grabstatte. Wird die Aufforderung nicht befolgt, so kdnnen Reihengrabstatten und



Urnenreihengrabstatten von der Stadt abgerdumt, eingeebnet und eingesadt werden. Bei
Wahlgrabstatten und Urnenwahlgrabstatten kann die Stadt in diesem Fall die Grabstatte
im Wege der Ersatzvornahme nach dem Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz in Ord-
nung bringen lassen oder das Nutzungsrecht ohne Entschadigung entziehen. In dem Ent-
ziehungsbescheid ist der Nutzungsberechtigte aufzufordern, das Grabmal und die sonsti-
gen Grabausstattungen innerhalb von drei Monaten nach Unanfechtbarkeit des Entzie-
hungsbescheids zu entfernen.

(2)Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforde-
rung nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu
ermitteln, so kann die Stadt den Grabschmuck entfernen.

(3)Zwangsmalinahmen nach Absatz 1 und 2 sind dem Verantwortlichen vorher anzudrohen.

VII. Benutzung der Aussegnungshalle

§ 27
Benutzung der Aussegnungshalle

(1)Die Aussegnungshalle dient der Aufnahme der Verstorbenen bis zur Bestattung. Sie darf
nur in Begleitung eines Angehdrigen des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung der
Stadt betreten werden.

(2)Sofern keine gesundheitlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, kdnnen die Angehori-
gen den Verstorbenen wahrend der festgesetzten Zeiten sehen.

VIII. Haftung, Ordnungswidrigkeiten

§28
Obhuts- und Uberwachungspflicht, Haftung

(1) Der Stadt obliegen keine liber die Verkehrssicherungspflicht hinausgehenden Obhuts- und
Uberwachungspflichten. Die Stadt haftet nicht fiir Schidden, die durch nichtsatzungsgema-
RBe Benutzung des Friedhofs, seiner Anlagen und Einrichtungen, durch dritte Personen o-
der durch Tiere entstehen. Im Ubrigen haftet die Stadt nur bei Vorsatz und grober Fahrlas-
sigkeit. Die Vorschriften Giber Amtshaftung bleiben unberihrt.

(2)Verfugungsberechtigte und Nutzungsberechtigte haften fur die schuldhaft verursachten
Schaden, die infolge einer unsachgemalien oder den Vorschriften der Friedhofsordnung
widersprechenden Benutzung oder eines mangelhaften Zustands der Grabstatten entste-
hen. Sie haben die Stadt von Ersatzanspriichen Dritter freizustellen, die wegen solcher
Schaden geltend gemacht werden. Gehen derartige Schaden auf mehrere Verfligungsbe-
rechtigte oder Nutzungsberechtigte zuriick, so haften diese als Gesamtschuldner.

(3)Absatz 2 findet sinngemall Anwendung auf die nach § 4 zugelassenen Gewerbetreiben-
den, auch fir deren Bedienstete.



§29
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 49 Absatz 3 Nr. 2 des Bestattungsgesetzes handelt, wer vor-
satzlich oder fahrlassig
1. den Friedhof entgegen der Vorschrift des § 2 betritt,
2. entgegen § 3 Abs. 1 und 2
a) sich auf dem Friedhof nicht der Wiirde des Ortes entsprechend verhélt oder die Wei-
sungen des Friedhofspersonals nicht befolgt,
b) die Wege mit Fahrzeugen aller Art befdhrt,
c) wahrend einer Bestattung oder einer Gedenkfeier in der Nahe Arbeiten ausfihrt,
d) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen verunreinigt oder beschadigt sowie
Rasenflachen, Grabstatten sowie die Erdhligel des Urnengartens unberechtigterweise be-
tritt,
e) Tiere mitbringt, ausgenommen Blindenhunde,
f) Abraum und Abfélle auBerhalb der dafiir bestimmten Stellen ablagert,
g) Waren und gewerbliche Dienste anbietet,
h) Druckschriften verteilt,
3. als Verfiigungs- oder Nutzungsberechtigter oder als Gewerbetreibender Grabmale und
sonstige Grabausstattungen ohne oder abweichend von der Genehmigung errichtet (§ 21
Absatz 1 und 3) oder entfernt (§ 24 Absatz 1),
4. Grabmale und sonstige Grabausstattungen nicht in verkehrssicherem Zustand halt (§ 23
Absatz 1).
5. eine gewerbliche Tatigkeit auf dem Friedhof ohne Zulassung ausibt (§ 4 Absatz 1)

IX. Bestattungsgebiihren

§30
Erhebungsgrundsatz

Fir die Benutzung der gemeindlichen Bestattungseinrichtungen und fir Amtshandlungen auf
dem Gebiet des Friedhofs- und Bestattungswesens werden Gebihren nach den folgenden
Bestimmungen erhoben.

§31
Gebiihrenschuldner

(1)Zur Zahlung der Verwaltungsgebiihren ist verpflichtet,
1. wer die Amtshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird,
2. wer die Gebiihrenschuld der Stadt gegeniiber durch schriftliche Erklarung tibernom-
men hat oder fir die Gebilihrenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.
(2)Zur Zahlung der Benutzungsgebiihr sind verpflichtet,
1. wer die Benutzung der Bestattungseinrichtung beantragt,
2. die bestattungspflichtigen Angehorigen der verstorbenen Person (Ehegatte oder Ehe-
gattin, Lebenspartner oder Lebenspartnerin, volljahrige Kinder, Eltern, GroReltern, voll-
jahrige Geschwister und Enkelkinder).



(3)Mehrere Gebihrenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§32
Entstehung und Falligkeit der Gebiihren

(1) Die Gebihrenschuld entsteht
a) bei Verwaltungsgebihren mit der Beendigung der Amtshandlung,
b) bei Benutzungsgebiihren mit der Inanspruchnahme der Bestattungseinrichtungen und
bei Grabnutzungsgebiihren mit der Verleihung des Nutzungsrechts.
(2)Die Verwaltungsgebiihren und die Benutzungsgebiihren werden einen Monat nach Be-
kanntgabe der Geblhrenfestsetzung fallig.

§33
Verwaltungs- und Benutzungsgebiihren

(1)Die Hohe der Verwaltungs- und Benutzungsgebiihren richtet sich nach dem als Anlage 1
zu dieser Ordnung beigefligten Geblihrenverzeichnis.

(2)Ergénzend findet die Satzung (iber die Erhebung von Verwaltungsgebihren — Verwal-
tungsgebihrenordnung — in der jeweiligen Fassung entsprechend Anwendung.

X. Ubergangs- und Schlussvorschriften

§34
Alte Rechte

Die vor dem In-Kraft-Treten dieser Friedhofsordnung entstandenen Nutzungsrechte haben
Bestandschutz. Sie enden allerdings mit dem Ablauf der Nutzungszeit. Eine erneute Verlei-
hung des Nutzungsrechtes bewahrt nicht den Bestandschutz.

§35
In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am 15.06.2019 in Kraft.
(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten die Friedhofsordnung vom 28.04.2006 (jeweils mit allen
spateren Anderungen) auBer Kraft.

Hinweis:

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung (GemO) oder
aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird unbeachtlich, wenn sie
nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegeniber der



Gemeinde geltend gemacht worden ist. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung be-
griinden soll, zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften tiber die Offentlichkeit der
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Bonnigheim, den 11.06.2019

gez.
Albrecht Dautel
Burgermeister

Anderung Bezlglich Beschluss In-Kraft-Treten
Neufassung 07.06.2019 15.06.2019
1. Anderung §§ 10, 13, 17a, 18, 20,25 | 20.05.2021 28.05.2021

Gebihrenverzeichnis




Anlage 1 zur Friedhofsordnung der Stadt Bonnigheim vom 07.06.2019,

zuletzt gedandert am 20.05.2021

- Gebihrenverzeichnis —

1. Bestattungsgebiihren

Gebiihrentatbestand

la)  Sargbestattung

1b) Bestattung Kinder bis 6 Jahre, Tot- und
Fehlgeburten

1c) Urnenerdbestattung

1d) Urnenbestattung in Wand / Erdkammer

Gebiihr
1.169,00 €
430,00 €

444,00 €
377,00 €

Zuschlag zu 1a) bis 1d) fir Beisetzungen an Samstagen von je 35 %

2. Grabnutzungsgebiihren

Gebiihrentatbestand
2.1 Reihengraber fiir Sargbestattungen
2.1a) Reihengrab fur Erwachsene
2.1b) Kinder bis 6 Jahre, Tot- und Fehlgeburten

2.2 Reihengraber fiir Urnenbestattungen
2.2a) Urnenerdgrab
2.2b) Urnenwandgrab
2.2c) Urnengartenreihengrab

(inkl. Grabstein und Pflege fiir 15 Jahre)
2.2d) anonymes Urnenrasengrab
2.2f)  Urnenbaumreihengrab

(inkl. Grabplatte und Pflege fiir 15 Jahre)

2.3 Wabhlgraber fiir Sargbestattungen

2.3a) Erdwahlgrab einfachbreit doppeltief mit
Gestaltungsvorschriften

2.3b) Erdwahlgrab doppelbreit einfachtief mit
Gestaltungsvorschriften

2.3c) Familiengrab doppelbreit doppeltief mit
Gestaltungsvorschriften

2.3d) Erdwahlgrab einfachbreit doppeltief ohne
Gestaltungsvorschriften

2.3e) Erdwahlgrab doppelbreit einfachtief ohne
Gestaltungsvorschriften

2.3f) Familiengrab doppelbreit doppeltief ohne
Gestaltungsvorschriften

Gebiihr
2.350,00 €
1.580,00 €

1.560,00 €
1.800,00 €
2.500,00 €

1.750,00 €
2.020,00 €

4.690,00 €

5.570,00 €

7.320,00 €

5.040,00 €

5.920,00 €

7.670,00 €
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24

2.4a)
2.4b)
2.4c)

2.4d)

25
2.5a)

2.6

Gebiihrentatbestand

Wahlgraber fiir Urnenbestattungen
Urnenerdwahlgrab
Urnenwandwahlgrab
Urnengartenwahlgrab

(inkl. Grabstein und Pflege fiir 20 Jahre)
Urnenbaumwabhlgrab

(inkl. Grabplatte und Pflege fiir 20 Jahre)

Zusatzliche Bestattung in Wahlgrdbern
Zusatzliche Belegung liber das bisherige
Nutzungsrecht hinaus

Verldngerung von Wahlgrabern
Fiir den erneuten Erwerb eines Nutzungsrechts

wird die Gebiihr zeitanteilig erhoben

3. Gebiihren fiir die Aussegnungshalle

3a)
3b)

Gebiihrentatbestand
Benutzung der Aussegnungshalle
Benutzung der Kihlzelle / des Kuhlsarges

4. Sonstige Gebiihren

4.1

4.1a)
4.1b)
4.1c)
4.1d)

4.2

4.23a)
4.2b)
4.3c)
4.3d)

4.4
4.43)

4.4b)
4.4c)

Gebiihrentatbestand

Tatigkeit der Verwaltung im Auftrag der
Hinterbliebenen

Auslagen fiir den Organist

Auslagen fiir Lauten der Glocken, je Glocke
Auslagen fiir Sargtrager, je Mann

Auslagen fiir Namenstafeln

Raumung von Grdbern
Grabraumungskosten — einfachbreite Graber
Grabraumungskosten — doppelbreite Graber
Grabrdumungskosten — Kinder-/Urnengraber
Entsorgungskosten Grabstein

Pflegegebiihr fiir vorzeitig abgeraumte Graber
pro Jahr der vorzeitigen Riickgabe

Erdgrab einfachbreit

Erdgrab doppelbreit

Urnenerdgrab

Gebiihr

2.810,00 €
3.090,00 €
3.990,00 €

3.420,00 €

430,00 €

Gebiihr
241,00 €
97,00 €

Gebiihr

65,00 €

6,00 €
36,00 €
20,00 €

223,00 €
335,00 €
112,00 €

33,00 €

89,00 €
126,00 €
74,00 €
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Gebiihrentatbestand

4.5 Verwaltungsgebiihren

4.5a) Genehmigung zur Aufstellung und
Veranderung eines Grabmals

4.5b) Zulassung gewerbsmaRige Grabmalaufsteller -
Einzelfall

4.5c) Zulassung gewerbsmaRige Grabmalaufsteller -
Dauerzulassung fiir 5 Jahre

4.5d) Zulassung zur gewerbsmaRigen Grabpflege

4.5f) Zustimmung zur Ausgrabung von Leichen und
Gebeinen

Zuschlag zu 4.1c) Beisetzungen an Samstagen von je 35 %

5. Sonstige Leistungen

Gebiihr

42,00 €

22,00 €

136,00 €

136,00 €
68,00 €

Flr Leistungen der Stadt, die in dieser Gebuhrensatzung nicht aufgefiihrt sind,

werden die der Stadt entstandenen Auslagen als Gebiihren berechnet.

Seite3von 3



Anlage 2 zur Friedhofsordnung der Stadt Bonnigheim vom 07.06.2019 — gestaltungsfreie Bereiche und Ehrengrabfeld
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Anlage 2 zur Friedhofsordnung der Stadt Bonnigheim vom 07.06.2019 — gestaltungsfreie Bereiche und Ehrengrabfeld

Friedhof Hofen 3

i

Rk s h A A A

HEEBGBH@E@
CEREELER
ﬁ%%%%%ﬁiﬂﬂﬂﬂ

1Tae

Seite2von 3



Anlage 2 zur Friedhofsordnung der Stadt Bonnigheim vom 07.06.2019 — gestaltungsfreie Bereiche und Ehrengrabfeld

Friedhof Hohenstein

Seite3von3



	Friedhofsordnung
	I. Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Widmung

	II. Ordnungsvorschriften
	§ 2 Öffnungszeiten
	§ 3 Verhalten auf dem Friedhof
	§ 4 Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof

	III. Bestattungsvorschriften
	§ 5 Allgemeines
	§ 6 Särge
	§ 7 Ausheben der Gräber
	§ 8 Ruhezeit
	§ 9 Umbettungen

	IV. Grabstätten
	§ 10 Allgemeines
	§ 11 Reihengräber
	§ 12 Wahlgräber
	§ 13 Urnenerdgräber
	§ 14 Urnenwandgräber
	§ 15 Urnengartengräber
	§ 16 Anonyme Urnenrasengräber
	§ 17 Ehrengräber
	§ 17a Urnenbaumgräber

	V. Grabmale und sonstige Grabausstattungen
	§ 18 Auswahlmöglichkeiten
	§ 19 Allgemeiner Gestaltungsgrundsatz
	§ 20 Grabfelder mit Gestaltungsvorschriften
	§ 21 Genehmigungserfordernis
	§ 22 Standsicherheit
	§ 23 Unterhaltung
	§ 24 Entfernung

	VI. Herrichten und Pflege der Grabstätte
	§ 25 Allgemeines
	§ 26 Vernachlässigung der Grabpflege

	VII. Benutzung der Aussegnungshalle
	§ 27 Benutzung der Aussegnungshalle

	VIII. Haftung, Ordnungswidrigkeiten
	§ 28 Obhuts- und Überwachungspflicht, Haftung
	§ 29 Ordnungswidrigkeiten

	IX. Bestattungsgebühren
	§ 30 Erhebungsgrundsatz
	§ 31 Gebührenschuldner
	§ 32 Entstehung und Fälligkeit der Gebühren
	§ 33 Verwaltungs- und Benutzungsgebühren

	X. Übergangs- und Schlussvorschriften
	§ 34 Alte Rechte
	§ 35 In-Kraft-Treten

	Analge 1 - Gebührenverzeichnis
	Anlagen 2 - gestaltungsfreie Bereiche



